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Wann war die Dekolonisierung? 
Denk-Zettel aus der Karibik

Zusammenfassung: Der Artikel diskutiert am Beispiel der Karibik einige der Paradoxien 
der (De-)Kolonisierung im 21. Jahrhundert als Kennzeichen eines ungleichen moder-
nen/kolonialen Weltsystems, für die es bisher nur rudimentäre globale Lösungen gibt. 
Die Karibik umfasst bis heute Überseegebiete, die administrativ zu den USA gehören, 
sowie über ein Drittel der Territorien, die immer noch von europäischen Staaten re-
giert werden. Vergessene europäische Grenzen noch kolonisierter europäischer Ter-
ritorien in der Karibik und der Verkauf von Staatsbürgerschaftsrechten im Falle un-
abhängiger karibischer Gebiete verkomplizieren das Narrativ einer abgeschlossenen 
administrativen Dekolonisierung. Sichtbar werden solche Paradoxien häufig erst in 
Krisensituationen, etwa angesichts sogenannter Naturkatastrophen oder politischen 
Entscheidungen wie dem Brexit. Sie zeigen, dass die Kolonialität der Macht sowohl 
in ehemals kolonisierten als auch in noch besetzten Gebieten Abhängigkeit herstellt.

Schlagwörter: Kolonialität, Dekolonialisierung, Karibik, Staatsbürgerschaft, Ab-
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When was the colonisation?
A lesson from the Caribbean
Abstract: Using the example of the Caribbean, this article discusses some of the para-
doxes of (de)colonisation in the 21st century as characteristics of an unequal modern/
colonial world-system, for which there have so far only been rudimentary global solu-
tions. To date, the Caribbean contains overseas territories that administratively belong 
to the United States, as well as over a third of the territories that are still governed by 
European countries. Forgotten European borders of still-colonised territories in the 
Caribbean, and the sale of citizenship rights in the case of independent Caribbean areas 
complicate the narrative of completed administrative decolonisation. Such paradoxes 
often only become visible in crisis situations, as in the face of so-called natural disas-
ters or political decisions such as Brexit. They show that the coloniality of power cre-
ates dependency in both formerly colonised and areas which are still occupied today.
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Lateinamerikanische Dependenztheo-
rien haben in den 1960er und 1970er 

Jahren die ersten Analysen der politi-
schen Ökonomie globaler Ungleich-
heiten vorgelegt. Ausschlaggebend für 
ihre globale Analyse war die Kritik an 
der internationalen Arbeitsteilung als 
asymmetrische Zentrum-Peripherie-
Struktur, die auf die europäische Kolo-
nisierung zurückzuführen ist und die 
Ausbeutung von Ressourcen ehemals 
kolonisierter Gebiete prägt. Die dafür 
präsentierten wirtschaftspolitischen 
Lösungen hatten jedoch die nationa-
le, nicht die globale Ebene im Blick. Als 
Ausweg aus der kapitalistischen Sys-
temlogik, die für diese strukturellen 
Ungleichheiten verantwortlich war, 
wurden oftmals (nationale) sozialisti-
sche Revolutionen angesehen. Die ku-
banische Revolution diente dabei als 
paradigmatisches Beispiel für eine er-
folgreiche Entkopplung vom globalen 
kapitalistischen System und als politi-
sche Perspektive für den anschließen-
den Abbau bestehender (nationaler) 
Ungleichheiten jenseits des globalen 
Kapitalismus. Damit stehen die politi-
schen Lösungsvorschläge für die Un-
terentwicklung Lateinamerikas bei den 
meisten Dependenztheoretiker*innen 
(vgl. Frank 1969; Cardoso 1985: 139; Ma-
rini 1969: 65; Vitale 1969: 90) allerdings 
mit ihrem Anspruch im Widerspruch, 
(Unter-)Entwicklung als einen globalen 
Prozess zu analysieren.

Dekoloniale Perspektiven, die in 
der Regel auf Dependenztheorien auf-
bauen, gehen hingegen davon aus, dass 
eine Entkopplung von der kapitalisti-
schen Logik der unbegrenzten Mehr-
wertakkumulation nur durch eine um-
fassende Systemtransformation mög-

lich ist, die neben der administrativen 
Dekolonisierung auch die politische, 
ökonomische und epistemische um-
fasst. In den Arbeiten von Aníbal Qui-
jano, der in den 1960er Jahren zu den 
Dependenztheoretiker*innen gehör-
te und gegenwärtig eine zentrale Fi-
gur der Dekolonialität ist, wird diese 
Mehrdimensionalität globaler Lösun-
gen besonders deutlich. Sein Begriff 
der »Kolonialität der Macht« (Quijano 
2016), der das Fortbestehen von kolo-
nialen Hierarchien nach dem formel-
len Ende der administrativen Koloni-
sierung offenlegt, war für dekoloniale 
Perspektiven von Anfang an wegwei-
send. Als Kehrseite und notwendige 
Voraussetzung der Moderne stellt Ko-
lonialität für Quijano eine Machtbezie-
hung zwischen (kolonialen) Zentren 
und (kolonisierten) Peripherien dar, 
die mit der Eroberung der Amerikas im 
16. Jahrhundert entstanden ist. Wäh-
rend jedoch die administrative Koloni-
sierung in besetzten Gebieten mit der 
Erlangung der Unabhängigkeit endet, 
besteht Kolonialität auch dort in Form 
von politischen und sozialen Hierarchi-
en, ökonomischen Abhängigkeiten und 
epistemischer Gewalt gegenüber ehe-
mals Kolonisierten fort (Quijano 2016; 
Mignolo 2007, Castro-Gómez 2002). De-
kolonialität stellt dementsprechend den 
politischen Horizont dar, der eine De-
kolonisierung auf allen diesen Ebenen 
bewirkt und somit zu einer radikalen 
Transformation des kapitalistischen 
Systems beiträgt.

Allerdings lassen Dependenztheo-
rien wie auch die meisten dekolonialen 
Ansätze die Tatsache außer Acht, dass 
die administrative Dekolonisierung der 
Welt noch nicht abgeschlossen ist und 
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weiterhin massive Abhängigkeiten nach 
erkennbaren kolonialen Mustern herr-
schen. Im Folgenden werden am Beispiel 
der Karibik einige der Paradoxien der 
(De-)Kolonisierung im 21. Jahrhundert 
als Kennzeichen eines ungleichen mo-
dernen/kolonialen Weltsystems (Mig-
nolo 2000) diskutiert, für die es bisher 
nur rudimentäre globale Lösungen gibt. 
Entgegen der in der Literatur weit ver-
breiteten Annahme, dass es einen zwin-
genden geschichtlichen Verlauf vom 
Status als Kolonie zum Nationalstaat 
gibt, streben viele noch abhängige Ge-
biete in der Karibik heute keine formelle 
Unabhängigkeit an. Nach Jahrhunder-
ten der kolonialen Abhängigkeit wür-
den sie damit zwar eine eigene Flagge, 
aber keine nennenswerte wirtschaftli-
che oder politische Autonomie erhal-
ten. Zudem würden sie die Mobilitäts-
vorteile aufgeben müssen, über die sie 
gegenwärtig dank ihrer europäischen 
oder US-amerikanischen Staatsbürger-
schaft verfügen. Wie wichtig interna-
tionale Mobilität ist, zeigen auch die 
heute unabhängigen Gebiete in Kari-
bik, die sich für eine eigene Flagge ent-
schieden haben, jedoch ihre ehemalige 
Abhängigkeit von Großbritannien zur 
eigenen Entwicklungsstrategie haben 
werden lassen – über die Vermarktung 
von Commonwealth-Staatsbürgerschaft 
mit Migrationsvorteilen. Sichtbar wer-
den solche Paradoxien der Dekoloni-
sierung in der Karibik häufig erst in 
Krisensituationen, etwa angesichts 
sogenannter Naturkatastrophen oder 
politischen Entscheidungen wie dem 
Brexit. Sie zeigen, dass die Kolonialität 
der Macht Situationen von Abhängig-
keit herstellt – sowohl in ehemals ko-
lonisierten als auch in noch besetzten 

Gebieten. Was das für formell abhän-
gige Staaten bedeutet, die bei solchen 
Entscheidungen kein Mitspracherecht 
haben, wurde bisher in der Debatte um 
heutige Abhängigkeiten vernachlässigt.

Die Karibik als Labor der  
Moderne/Kolonialität
Paradigmatisch für die nicht abgeschlos-
sene administrative Dekolonisierung 
und den damit einhergehenden Folgen 
ist die Karibik, da sich in dieser Regi-
on heute noch sowohl Überseegebie-
te befinden, die administrativ zu den 
USA gehören (Puerto Rico, US-Jung-
ferninseln) als auch über ein Drittel 
der Territorien, die von europäischen 
Staaten beansprucht werden (britische 
Jungferninseln, die niederländischen 
ABC-Inseln Aruba, Bonaire und Cura-
çao, die französischen Überseedepar-
tements Guadeloupe und Martinique). 
Die Karibik war die erste Region, die 
von europäischen Mächten kolonisiert 
wurde. Damit war sie das Eingangstor 
zur Eroberung der Amerikas und zu-
gleich Schauplatz des verheerendsten 
Genozids, der durch die europäische 
Kolonialexpansion an der indigenen 
Bevölkerung verursacht wurde. Welt-
weiten Pioniercharakter hatte die De-
kolonisierung in der Karibik durch die 
haitianische Revolution in den Jahren 
1791 bis 1804. Die Region als ganze war 
jedoch die letzte weltweit, die eine – bis 
heute nicht abgeschlossene – Dekolo-
nisierungswelle erlebt hat. Damit hat 
die Karibik die längste Geschichte kolo-
nialer Verflechtungen mit Europa. Als 
solche hat sie sowohl das Angebot als 
auch die Nachfrage nach Arbeitskraft 
der europäischen und später US-ameri-
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kanischen Zentren der Weltwirtschaft 
abwechselnd bedient.

Zwischen dem 16. und 19. Jahrhun-
dert wurden 12,5 Millionen Afri ka-
ner*in nen versklavt, in die amerikani-
schen Kolonien verschleppt und dort in 
Goldminen sowie auf den Zuckerrohr-, 
Kaffee- und Baumwollplantagen ausge-
beutet. Ihre unfreie Arbeit und die ih-
rer Nachkommen bildete die Basis von 
weltmarktführenden kapitalistischen 
Plantagenökonomien. Dependenz- 
und Weltsystemtheoretiker*innen 
haben unter anderem herausgearbei-
tet, wie die Konstruktion ethnischer 
Hierarchien in der Region die kolo-
niale Arbeitsteilung zu rechtfertigen 
half und zur Konsolidierung einer so-
zialen Schichtung auf der Grundlage 
der Stellung von rassifizierten und 
ethnisierten Gruppen innerhalb die-
ser Arbeitshierarchie führte: Aus Af-
rika verschleppte Schwarze wurden 
als Sklaven eingesetzt, Indigene in 
verschiedenen Formen von Zwangs-
arbeit und Naturalpacht, während 
weiße Europäer*innen der Arbeiter-
klasse als Vertragsarbeiter*innen an-
geheuert wurden (Quijano/Wallerstein 
1992). Zum anderen haben Weltsys-
temansätze gezeigt, dass karibische 
Plantagensysteme von Anfang an mo-
derne, agroindustrielle Unternehmen 
waren, die erst aufgrund der neuen 
Konsumgewohnheiten westeuropä-
ischer Industriearbeitende und Mit-
telstände entstanden waren und für 
die Plantagenbesitzende sowie für 
die industrielle Kapitalistenklasse in 
den Metropolen enorme Profite er-
wirtschafteten (Mintz 1978; Tomich 
1991). Produktion und Konsumtion 
waren auf den Zuckerrohrplantagen 

genauso voneinander getrennt wie 
die Arbeiter*innen von den Produk-
tionsmitteln. Eine strikte Arbeitstei-
lung garantierte die Effektivität. Da 
die Erzeugnisse der unfreien Arbeit 
im Übersee zunehmend zu wichtigen 
Nahrungszusätzen wurden, die signifi-
kant zur Produktivitätssteigerung der 
europäischen freien Arbeiter*innen 
beitrugen, waren laut Sidney Mintz 
schwarze karibische Versklavte und 
weiße westliche Proletarier*innen 
schließlich nicht nur eng miteinan-
der verbunden, sondern voneinander 
abhängig (Mintz 1978).

Nach Abschaffung der Sklave-
rei importierte die Karibik erst Ver-
trags arbeiter*innen aus China, In-
dien oder den Philippinnen, nach 
dem Zweiten Weltkrieg migrierten 
Arbeitnehmer*innen aus der Karibik 
mit europäischen und US-amerikani-
schen Staatsbürgerschaften. Tausen-
de Arbeiter*innen aus europäisch be-
setzten Gebieten wurden ab 1945 von 
Großbritannien, den Niederlanden 
und Frankreich rekrutiert, um deren 
nationalen Wirtschaften wiederaufzu-
bauen; ebenso viele aus US-amerika-
nischen Gebieten stellten wiederum 
die billige Arbeitskraft, die den Nach-
kriegsboom der US-Wirtschaft stützte 
(Grosfoguel u.a. 2009: 4). Die Karibik ist 
damit auch die periphere Region mit 
den ausgeprägtesten Abhängigkeiten 
von den Zentren des modernen/kolo-
nialen Weltsystems. Bei der (Re-)Pro-
duktion dieser Abhängigkeiten spielten 
Ströme freiwilliger oder erzwungener 
Arbeitsmigration und die Frage nach 
der Staatsbürgerschaft eines Zentrum- 
oder Peripheriestaates immer wieder 
bedeutende Rollen.
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Diese unterschiedlichen Kolonialge-
schichten, politischen Herrschaftssys-
teme und nationalen Ideologien karibi-
scher Gebiete haben sehr verschiedene 
Wege in die Unabhängigkeit und damit 
unterschiedliche Dekolonisierungshori-
zonte zur Folge gehabt: auf Saint Do-
mingue erkämpften Versklavte durch 
eine Revolution um 1804 die erste Un-
abhängigkeit in den Amerikas und ga-
ben dem neuen Staat den indigenen 
Namen Haiti (Ayití in der Sprache der 
Taíno). Kuba erlangte 1898 seine Unab-
hängigkeit von Spanien durch einen lan-
gen Kampf der Mambises, einer Allianz 
zwischen Versklavten, freien Schwar-
zen und kreolischen Eliten. Die meis-
ten britischen Kolonien in der Karibik 
erreichten ihre Unabhängigkeit in den 
1960er Jahren, andere wie St. Kitts und 
Nevis sowie Dominica erst in den 1980er 
und 1990er Jahren (Rauhut/Boatcă 
2019). Die meisten Gesellschaften der 
Karibik sind bis heute keine souverä-
nen Staaten, sondern befinden sich auf 
einem Kontinuum zwischen dem Status 
einer Kolonie und fragmentierter oder 
partieller Unabhängigkeit, was für ihre 
Bevölkerungen mit eingeschränkten 
zivilen und politischen Rechten ein-
hergeht (Bonilla 2015).

Seit 2014 fordern ehemalige briti-
sche Kolonien auf der Basis eines Zehn-
Punkte-Plans die Regierungen ehemali-
ger europäischer Kolonialmächte dazu 
auf, Reparationen für die langfristigen 
Folgen von Sklaverei und kolonialer Be-
herrschung zu leisten (Caricom Repara-
tions Commission 2014). In ihrer Agen-
da wird argumentiert, dass die europä-
ischen Kolonialmächte die karibischen 
Länder, auch lange nach dem Ende der 
Sklaverei, unterentwickelt und techno-

logisch schlecht vorbereitet in die Unab-
hängigkeit entlassen haben. Die neuen 
Regierungen wurden alleine gelassen 
mit dem Druck, in kurzer Zeit eine nati-
onale Bildungs- und Wirtschaftspolitik 
zu entwickeln, die die Folgen der 350 
Jahre dauernden Sklaverei und Kolo-
nialzeit effektiv bekämpfen sollten. Es 
gab in den 1960er Jahren Länder mit 
bis zu 70 Prozent Analphabetentum, 
kaum vorhandene nationale Industrien 
oder Landwirtschaft, es fehlten ausge-
bildete Fachkräfte, eine Infrastruktur 
an Wohnraum, Straßennetz, Energie- 
und Wasserversorgung. Karibische po-
litische Eliten waren somit gezwungen, 
zu schlechten Bedingungen Kredite der 
Weltbank und des Internationalen Wäh-
rungsfonds (IWF) anzunehmen, wodurch 
die Abhängigkeit von Metropolen und 
transnationalen Konzernen noch ver-
stärkt wurde. Die dadurch verursach-
te und bis heute nicht zu bewältigende 
Schuldenfalle ist der Grund dafür, dass 
in der Agenda für Reparationen expli-
zit ein allgemeiner Schuldenschnitt ge-
fordert wird (Rauhut/Boatcă 2019: 99). 
Auch im politischen Sinne handelt es 
sich allenfalls um formelle, aber parti-
elle Unabhängigkeiten, was karibische 
Sozialwissenschaftler*innen auch als 
flag independence bezeichnet haben – 
d.h. die Unabhängigkeit beschränkt sich 
auf die Verwendung formeller nationa-
ler Symbole wie Flagge, Nationalhym-
ne oder nationaler Feiertage (Knight/
Palmer 1989). Wichtige Entscheidun-
gen würden dagegen weiterhin in den 
Zentren ehemaliger europäischer Ko-
lonialmächte und den USA getroffen 
(Lewis 2013).

Die nicht abgeschlossene – oder 
schlichtweg nicht erfolgte – adminis-
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trative Dekolonisierung ist weiterhin 
buchstäblich richtungsweisend. Sie 
gibt die Richtung der Migration gera-
dezu vor. In den noch kolonisierten 
Gebieten der Karibik wie Puerto Rico, 
Guadeloupe oder Martinique nutzen 
Staatsangehörige (mit ausreichenden 
finanziellen Ressourcen) ihre US- oder 
Staatsbürgerschaft der Europäischen 
Union (EU) dazu, um in die Metropole 
zu migrieren und um allgemein inter-
national mobil zu sein, da ein US- oder 
EU-Pass viele Möglichkeiten für visa-
freies Reisen gewährt. Im weltweiten 
Vergleich bieten Pässe der EU-Länder, 
neben denen der USA, der Schweiz und 
Japans die meisten visafreien Reiseop-
tionen (Henley & Partners 2019). Diese 
Vorteile im Hinblick auf globale Mo-
bilität untergraben gleichzeitig das 
Streben der noch kolonisierten Gebiete 
nach Unabhängigkeit, ein Schritt, der 
zu einem Verlust von Mobilitätsvor-
teilen sowie von Zuschüssen aus der 
jeweiligen Metropole führen würde. 
In dem Falle, dass die Unabhängig-
keit bereits beschlossen wurde und 
in naher Zukunft erfolgen soll, wer-
den solche Vorteile sogar »gehortet«. 
Dies wurde für die postkolonialen Mi-
grationsströme zwischen mehreren 
westeuropäischen Ländern und ihren 
ehemaligen Kolonien oder gegenwär-
tigen überseeischen Departements 
sowie für die USA und ihre »Protek-
torate« dokumentiert: Die Angst, die 
niederländische Staatsbürgerschaft zu 
verlieren, hat zu einem beispiellosen 
Anstieg der surinamischen Migration 
in die Niederlande in den Jahren vor 
der Unabhängigkeit (1974/1975) ge-
führt. Dieselbe Angst ist seitdem der 
Hauptgrund für den mangelnden po-

litischen Druck für Unabhängigkeit 
in der niederländischen Karibik (Van 
Amersfoort/Van Niekerk 2006). Ebenso 
löste die Ausweitung der US-Bürger-
rechte auf die Bevölkerung aller kari-
bischen Kolonien nach dem Zweiten 
Weltkrieg einen massiven Transfer von 
Arbeitsmigrant*innen aus der Karibik 
in die USA aus (Grosfoguel u.a. 2009).

Im Gegensatz dazu sind unabhängi-
ge karibische Gebiete wie St. Kitts und 
Nevis, Dominica, Antigua und Barbuda 
und neuerdings auch Grenada und St. 
Lucia oft unmittelbar nach Erlangung 
der formellen Unabhängigkeit dazu 
übergegangen, ihre Staatsbürgerschaft 
auf dem globalen Markt zu verkaufen. 
Dabei wird der Residualvorteil einer 
britischen Commonwealth-Staatsbür-
gerschaft als Entwicklungsstrategie 
genutzt: Wohlhabenden Investoren 
mit unvorteilhaftem Pass aus einem 
(semi-)peripheren Land wie China oder 
Russland werden durch den Erwerb der 
Staatsbürgerschaft eines britischen 
Commonwealth-Mitglieds globale Mo-
bilitätsvorteile im Tausch gegen eine 
beträchtliche Investition von mehre-
ren hunderttausend Euro angeboten 
(Boatcă 2016). Durch die Beibehaltung 
kolonialer Staatsbürgerschaftsformen 
in den noch europäisch und US-ameri-
kanisch besetzten Gebieten einerseits 
und die derzeitige Kommodifizierung 
der Commonwealth-Staatsbürgerschaft 
in ehemaligen britischen Kolonien der 
Karibik andererseits verkörpert die Re-
gion die Dialektik von Moderne/Kolo-
nialität auf eindrückliche Weise.

Sogenannte Investor-Citizenship-
Programme, auch ökonomische Staats-
bürgerschaften genannt, ermöglichen 
es einer wohlhabenden, überwiegend 
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männlichen, nicht-westlichen Min-
derheit, von immer mehr Common-
wealth-Mitgliedstaaten in der Kari-
bik die zweite Staatsbürgerschaft zu 
erwerben, wenn sie eine beträchtli-
che Investition in Immobilien oder 
Staatsanleihen tätigt. Solche Program-
me, die unmittelbar nach der Unab-
hängigkeit von Großbritannien in St. 
Kitts und Nevis (1984) sowie in Domi-
nica (1993) initiiert wurden, wurden 
nach der globalen Rezession von 2008 
in formell unabhängigen karibischen 
Ländern entweder überarbeitet oder 
in großem Umfang umgesetzt. Sie bie-
ten Anleger*innen das Recht, ohne Vi-
sum in Zentrumsländer zu reisen, die 
Staatsbürgerschaft eines Common-
wealth-Mitgliedstaats zu bekommen 
und von der Einkommensteuer befreit 
zu sein. Ihre Hauptnutznießer*innen 
waren bislang chinesische, russische, 
aber auch libanesische, ägyptische 
und syrische Investor*innen, deren 
Pässe keinen visafreien Zugang zu 
den USA oder Europa erlauben. An-
ders als bei älteren Aufenthalts- und 
Greencard-Programmen in den USA, 
Kanada oder Australien müssen die 
Begünstigten bei Investor-Citizenship-
Programmen nicht in das Land ziehen 
oder dort regelmäßig Zeit verbringen. 
Investor*innen umgehen daher häufig 
den eigentlichen Migrationsprozess 
insgesamt. Stattdessen verwenden 
sie die »Staatsbürgerschaftsprämie« 
für Geschäfts- und Reisezwecke sowie 
dazu, ihre Kinder auf europäische Eli-
teschulen, insbesondere nach Groß-
britannien, zu schicken (Boatcă 2016).

Laut der privaten britischen Bera-
tungsfirma Henley & Partners, die ei-
nen jährlichen Passport Index erstellt, 

stellen die Staatsbürgerschaftspro-
gramme in ehemaligen britischen Ko-
lonien mit visafreiem Zugang zu etwa 
150 Ländern1 – darunter die gesam-
te EU, USA und in den meisten Fällen 
auch Kanada – sehr attraktive und vor 
allem »günstige« Alternativen auf ei-
nem globalen Markt dar. Während ka-
ribische Staaten ihre Commonwealth-
Staatsbürgerschaft bis vor kurzem für 
etwa 200.000 Euro gegen Investitionen 
verkauften, kostet ein österreichischer 
Pass, der die visafreie Einreise in 185 
Länder gewährt, etwa zehn Millionen 
Euro, ein maltesischer mit Zugang zu 182 
Ländern, immerhin eine Million Euro 
(Henley & Partners 2019). Dabei ist es 
unerheblich, dass das österreichische 
Staatsbürgerschaftsprogramm, das seit 
1985 besteht und nach Kritik an seiner 
Intransparenz 2014 überarbei tet wur-
de, an nur einige Dutzend Individuen 
pro Jahr verliehen wird (Sta tistik Aust-
ria 2019). Wie Maltas Regierung bei der 
Einführung des eigenen Programms ar-
gumentiert hat, geht es hier um das – 
nach dem Vorbild karibischer Länder 
eingeführte – Prinzip, dass souveräne 
Staaten eigene, gegebenenfalls auch 
finanzielle Kriterien, für die Vergabe 
von Staatsbürgerschaftsrechten fest-
legen dürfen, ohne Einmischung von 
außen fürchten zu müssen2.

1 Nach Ländern aufgeschlüsselt gewäh-
ren die Programme visafreien Zugang zu 
151 Ländern im Falle von St. Kitts & Nevis, 
150 für Antigua & Barbuda, 145 für St. Lu-
cia, 143 für Grenada und 137 für Dominica.
2 Es handelt sich in allen genannten Fäl-
len um offizielle Programme für Staatsbür-
gerschaft durch Investition. Auf die Gefahr, 
dass diese legale Möglichkeit auch kriminell 
genutzt wird, hat unlängst Transparency 
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Seit eine Reihe verheerender Hur-
rikane die Karibik im Jahr 2017 heim-
gesucht hat, haben diejenigen unab-
hängigen karibischen Staaten, die ihre 
Staatsbürgerschaft für Investitionen zur 
Verfügung stellen, ihre Preise drastisch 
gesenkt, um Soforthilfemittel aufzubrin-
gen. Das hat einen weltweiten Domino-
effekt ausgelöst, durch den die Preise 
für Staatsbürgerschaft durch Investi-
tion zum Teil um die Hälfte gesenkt 
wurden (siehe Abbildung 1).

Länder außerhalb der EU, die ihre 
ökonomischen Staatsbürgerschafts-
programme nach 2017 eingeführt ha-
ben, so wie die Republik Moldawien, 
reihen sich notwendigerweise in das 
dadurch ausgelöste race to the bottom 
ein, indem sie die karibischen Pro-

International (2018) hingewiesen, jedoch 
haben supranationale Institutionen keine 
Entscheidungsgewalt über die Vergabe von 
Staatsbürgerschaft durch die einzelnen Na-
tionalstaaten.

gramme weiter unterbieten, um kon-
kurrenzfähig zu bleiben. Sie  bewerben 
ihre eigenen Programme explizit da-
mit, dass sie »zehnmal billiger sind als 
auf Malta und auch billiger als in St. 
Kitts und Grenada« (Corpocrat 2018). 
Die internationale Migration wird da-
durch weiterhin nur für die kleine Min-
derheit wohlhabender Investor*innen 
erleichtert, während sie Arbeitsmi-
gran t*innen und Geflüchteten, die 
nicht über diese finanziellen Mittel 
verfügen, zunehmend erschwert wird. 
Zwischen Juli 2018 und Juni 2019 wur-
de in Dominica 2.100 Investor*innen 
die Staatsbürgerschaft gewährt – eine 
neue Rekordzahl (Investment Migrati-
on Insider 2019). Spitzenreiter in der 
Region ist jedoch über die letzten 35 
Jahre gesehen St. Kitts und Nevis, das 
weltweit über das älteste Programm 
verfügt und das seit seiner Einführung 
im Jahre 1984 knapp 20.000 Inves-
tor*innen die Staatsbürgerschaft ge-
währt hat (siehe Abbildung 2).

Abb. 1: Preise für Staatsbürgerschaft durch Investition vor und nach 2017; Quelle: Best  
Citizenships 2019; eigene Darstellung.
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Spätfolgen der Plantagen
ökönomie
Die Zuordnung abhängiger Gebiete zu 
Nationalitäten von Zentrumsländern 
macht, zusammen mit Maßnahmen wie 
der »Rabattierung« von Staatsbürger-
schaftspreisen nach Umweltschäden in 
formell unabhängigen Gebieten, nicht 
nur globale Dependenzen deutlich. Sie 
verweist indirekt wieder auf die koloni-
alen Ursachen heutiger Umweltkrisen: 
Die Plantagenökonomie in der Karibik hat 
nachweislich durch Rodungen und Ent-
waldung die Bodenfestigkeit angegriffen 
und so die Vulnerabilität gegenüber Hur-
rikanen erhöht. Umwelthistoriker*innen 
haben unlängst dargelegt, dass Zucker-
rohrplantagen, für die karibische Inseln 
ab dem 17. Jahrhundert fast vollständig 
abgeholzt wurden, auch für einen starken 
Anstieg von Erdrutschen verantwortlich 
sind: »In der gesamten Region scheinen 
die schwersten Erdrutsche nach Hurri-
kaneinschlägen auf Inseln oder Teilen 
von Inseln aufgetreten zu sein, auf denen 

die Plantagen am weitesten verbreitet 
waren. Die Antwort darauf, warum sol-
che epiphänomenalen Gefahren in der 
Karibik besonders häufig waren, hängt 
davon ab, die Konsequenzen der Aus-
breitung von Zuckerplantagen in der 
Region zu verstehen. Zucker erfordert 
offenes, flaches Land, und infolgedessen 
begann mit der Einführung von Planta-
gen in der gesamten britischen Karibik 
ein Prozess der Rodung und Entwaldung. 
Bäume und ihre Wurzeln spielen jedoch 
eine Schlüsselrolle für Bodenfestigkeit. 
[…] Besonders dort, wo große Mengen 
Zuckerrohr gepflanzt wurden, lief der 
Boden häufig weg und bewegte sich 
mit ›Gewalt‹ oder ›rutschte herunter‹ 
bei der ersten längeren Regenzeit, mit 
der er konfrontiert wurde« (Webber 
2019; Übers.: M.B.). Dass diese Entwick-
lung insbesondere die britische Karibik 
kennzeichnet, wo alle fünf Inselstaaten 
angesiedelt sind, die seit den neuesten 
Hurrikanen ihre Staatsbürgerschaft an 
Investor*innen (billiger) verkaufen, ist 
wiederum kein Zufall.

Abb. 2: Anzahl bewilligter Anträge auf Staatsbürgerschaft in der Karibik, 2018-2019;  
Quelle: Investment Migration Insider 2019; eigene Darstellung.
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Programme für ökonomische Staats-
bürgerschaft wurden dort mit dem ex-
pliziten Ziel eingeführt, den Übergang 
von Export-Monokulturen der koloni-
alen Ökonomie zu einer stärker diver-
sifizierten Produktion zu ermöglichen, 
nachdem die Länder formal unabhän-
gig wurden. In St. Kitts und Nevis, die 
das erste Programm dieser Art ein Jahr 
nach Erlangung der Unabhängigkeit von 
Großbritannien eingeführt hat, musste 
die Zuckerindustrie, die das Hauptex-
portgut der Inseln bereitstellte, auf-
grund fallender Weltmarktpreise ersetzt 
werden. Seitdem fließen Investitionen 
in eine Stiftung, die der Erforschung al-
ternativer Industrien, die die Zucker-
produktion ersetzen sollen, gewidmet 
ist – dem Sugar Industry Diversification 
Fund (Dzankic 2012). Die Pressemittei-
lung der Londoner Reuters-Agentur zur 
Neuauflage des Programms in St. Kitts 
erfasste den Zusammenhang zwischen 
der kolonial geprägten Monokultur und 
dem Verkauf von Staatsbürgerschaft 
auf prägnante Weise: »Jahrzehntelang 
exportierte die Zwei-Insel-Nation von 
St. Kitts und Nevis Zuckerrohr, um ihre 
Wirtschaft über Wasser zu halten. Als 
die Zuckerpreise fielen, begann St. Kitts 
eine noch süßere Ware zu verkaufen: sei-
ne Staatsbürgerschaft« (Reuters 2012).

Für die noch kolonisierten Gebiete 
der Karibik stellen sich eine eventuelle 
administrative Dekolonisierung und ihre 
Migrations- und Staatsbürgerschafts-
folgen nicht minder problematisch dar. 
So haben die verheerenden Hurrikane 
Irma und Maria im Jahr 2017 auch den 
ambivalenten Kolonialstatus von Puerto 
Rico gegenüber den Vereinigten Staaten 
und von französischen, britischen und 
niederländischen sogenannten Regio-

nen in äußerster Randlage und Über-
seegebieten gegenüber der EU in den 
Vordergrund gerückt. In den meisten 
Fällen ist die dadurch erlangte interna-
tionale Aufmerksamkeit nur von kurzer 
Dauer und führt nicht zu einer syste-
matischen Überprüfung oder Infrage-
stellung der Logik der Kolonialität der 
Erinnerungspolitik (Boatcă 2019), die 
der mangelnden geopolitischen Sicht-
barkeit dieser Gebiete zugrunde liegt.

Ein aussagekräftiges aktuelles Bei-
spiel sind die Brexit-Verhandlungen, für 
die die Frage der Grenzen von zentra-
ler Bedeutung ist. Sowohl auf EU-Ebene 
als auch in den Medien drehten sich die 
Diskussionen über die vom Brexit auf-
erlegten Grenzen um die Probleme, die 
sowohl an der irischen Grenze als auch 
in Gibraltar auftreten. Beide können 
zu Recht als Kolonialgrenzen betrach-
tet werden, die erst dadurch sichtbar 
geworden sind, dass ihr ambivalenter 
Status nach dem Brexit Migrations-, 
Zoll- und Handelschaos auszulösen 
droht. Gleichzeitig durften die briti-
schen Überseegebiete, die kein Teil der 
EU sind, deren Einwohner*innen jedoch 
die britische Staatsbürgerschaft haben, 
im Referendum nicht mitabstimmen. 
Die in den britischen Überseegebieten 
entstehende harte Grenze war noch 
nicht Gegenstand der Brexit-Verhand-
lungen, obwohl ihre Vertreter*innen 
in London wiederholt darauf gedrängt 
hatten. Anguilla, ein britisches Territo-
rium seit 1650 und die älteste Kolonie 
Großbritanniens, grenzt über einen ei-
genen Ärmelkanal in der Karibik – den 
Anguilla-Kanal – an Überseegebiete 
Frankreichs und der Niederlande und 
ist sowohl für den Handel als auch für 
den Transport von diesen beiden EU-
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Territorien abhängig: Flüge nach Anguil-
la können nur auf der niederländischen 
Insel Sint Maarten landen, während der 
einzige Frachthafen, über den Anguilla 
die meisten Waren erhält, im französi-
schen Teil der Insel, St. Martin, liegt.

Die EU ist Anguillas einzige bedeu-
tende Quelle von Entwicklungshilfe und 
finanziert derzeit Wiederaufbauprojekte 
nach dem Hurrikan Irma. Diese Mittel 
würden jedoch nach dem Brexit weg-
fallen, während Anguillas Bürger*innen 
sowohl die EU-Staatsbürgerschaft als 
auch den uneingeschränkten Zugang 
zu medizinischer Versorgung, Post-
diensten und Auslandsreisen verlieren 
würden, für die sie die EU-Grenze zur 
Nachbarinsel passieren müssten. Be-
zeichnenderweise hat die Regierung 
von Anguilla einen Bericht mit dem 
Titel »Anguilla & Brexit. Großbritan-
niens vergessene EU-Grenze« verfasst 
(Government of Anguilla London Office 
2017), in dem auf die verheerenden Fol-
gen für Anguilla nach einem »harten« 
Brexit aufmerksam gemacht wird. Die 
britische Regierung ist bislang nicht da-
rauf eingegangen, noch wurden die von 
Anguillas Vertreter*innen gemachten 
Vorschläge bisher offiziell verhandelt. 
Ähnliche Fragen werden gegenwärtig 
in Bezug auf andere vom Brexit betrof-
fene Überseegebiete erörtert.

Vor diesem Hintergrund mag es 
verwundern, dass Anguilla auch die 
einzige britische Kolonie ist, die jemals 
darum gekämpft hat, britische Kolonie 
zu bleiben – anstatt wie geplant zusam-
men mit St. Kitts und Nevis ab 1983 
zu einer unabhängigen Inselföderati-
on zu gehören. Ausschlaggebend war 
auch hier die Frage der (britischen) 
Staatsbürgerschaft, deren Verlust die 

administrative Dekolonisierung zu ei-
ner bloßen »Flaggenunabhängigkeit« 
hätte werden lassen, bei der jedoch 
die ökonomischen und politischen Ab-
hängigkeiten weiterbestünden würden. 
Formelle Unabhängigkeit hätte also 
zu einer Situation von Kolonialität im 
Sinne Quijanos geführt, in der sowohl 
die rassistischen/ethnischen Hierar-
chien, die während der Kolonialherr-
schaft entstanden waren, als auch die 
wirtschaftlichen Abhängigkeiten vom 
ehemaligen Zentrum in die Zeit nach 
der Unabhängigkeit übertragen wer-
den und diese unterlegene Position auf 
jede diplomatische, wirtschaftliche oder 
geopolitische Verhandlung mit anderen 
unabhängigen Staaten projiziert wird. 
Damit bleibt eine umfassende Dekolo-
nisierung weiterhin unabgeschlossen.

Mit dieser Entscheidung für einen 
formellen Status als Kolonie – in offi-
zieller Sprache: »nichtsouveränes bri-
tisches Überseegebiet mit innerer Au-
tonomie« – ist Anguilla nicht allein. Das 
mehrfach gescheiterte Unabhängig-
keitsreferendum in Puerto Rico und die 
Entscheidung der Bürger Mayottes im 
Indischen Ozean im Jahre 2014 zu einem 
Überseedepartement Frankreichs statt 
unabhängig zu werden, haben sich auch 
immer wieder um Fragen von Staatsbür-
gerschaft und den damit einhergehen-
den Mobilitätsvorteilen gedreht. Wich-
tiger ist jedoch, dass derartige Entschei-
dungen für »nichtsouveräne Zukünfte« 
(Bonilla 2015) solchen Situationen von 
Kolonialität eine Absage erteilten, die 
auch die Frage der administrativen De-
kolonisierung in einem globalen statt 
in einem nationalen Rahmen gestellt 
haben: Nach Jahrhunderten der Koloni-
sierung kann die Unabhängigkeit nicht 
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nur eine eigene Flagge und einen eige-
nen, unvorteilhaften Pass bedeuten, also 
weiterhin partiell sein, sondern muss 
Reparationen, Investitionen in Bildung 
und Infrastruktur sowie Technologie-
transfer und Schuldenerlass seitens der 
ehemaligen Kolonialherren beinhalten 
(Caricom Reparations Commission 2014). 
Gegenwärtig bringen vor allem ehema-
lige britische Kolonien die Debatte um 
Reparationsforderungen auf global-po-
litischer Ebene voran, doch sind diese 
keineswegs auf die anglophone Karibik 
beschränkt. Reparationen werden auch 
in der französisch-, spanisch- und nie-
derländischsprachigen Karibik sowie 
in den jeweiligen Migrationskontexten 
in Europa in sozialen Mobilisierungen 
gegen Ungleichheiten und Rassismus 
öffentlich thematisiert. Aktivist*innen 
aus der Karibik vernetzen sich transna-
tional in ihrem Kampf und suchen An-
schlüsse zu anderen Gruppen, Aktions-
formen und Argumenten (etwa durch 
Treffen, Workshops und Konferenzen 
mit Organisationen aus den USA, Süd-
amerika, Europa und Afrika); auch die 
Ansätze, Ideen und Praktiken von Re-
parationsforderungen zirkulieren glo-
bal (Rauhut 2018; Rauhut/Boatcă 2019).

Ausblick: Zur Aktualität von De
pendenzen und (De)Kolonialität

In Salman Rushdies Satanischen Versen 
bemerkt eine Figur: »Der Ärger mit den 
Engländern ist, dass ihre Geschichte in 
Übersee stattfand, sodass sie nicht wissen, 
was sie bedeutet«. Der Satz hat mehr als 
einmal postkolonialen Theoretiker*innen 
dazu gedient, auf die kolonialen Ver-
flechtungen westlicher Länder aufmerk-
sam zu machen (Bhabha 1990; Prakash 

1994). Auch für die hier besprochenen 
Beispiele – vorwiegend, aber nicht nur 
aus der britischen Karibik – ist die Be-
merkung geeignet: Vergessene Grenzen 
wie im Falle noch kolonisierter Territo-
rien wie Anguilla und Puerto Rico und 
der Verkauf von Staatsbürgerschaften 
im Falle unabhängiger karibischer Ge-
biete verkomplizieren das Narrativ ei-
ner abgeschlossenen administrativen 
Dekolonisierung. Sie machen die aktu-
ellen Auswirkungen der seit langem be-
stehenden kolonialen Verflechtungen 
nicht nur sichtbar, sondern auch les-
bar, wenn sowohl die Analyse, als auch 
das Nachdenken über Alternativen auf 
der globalen Ebene stattfinden, auf der 
die heutigen Abhängigkeiten einst ent-
standen sind.

Reparationsforderungen, die nicht 
auf einzelne Nationalstaaten beschränkt 
sind, sondern das Ergebnis eines kol-
lektiven Kampfes in der Karibikregion 
darstellen, machen ebenfalls deutlich, 
dass die Erfahrungen von Zentren und 
Peripherien nur als Gesamtbild be-
trachtet werden können, wenn ihre 
gemeinsame, verwobene Geschichte 
aufgearbeitet werden soll. Dass dabei 
die Geschichte der Karibik zugleich eu-
ropäische und US-amerikanische Ge-
schichte ist, bedeutet zum einen, dass 
die Welt noch nie postkolonial war, zum 
anderen, dass sich uns ihre Bedeutung 
erst erschließt, wenn die Geschichte 
und Gegenwart kolonisierter Regionen 
zentraler Bestandteil der Analyse des 
kapitalistischen Systems werden. Als 
Beitrag von den und über die unerläss-
lichen »Anderen« der Moderne ist das 
Konzept der Kolonialität deshalb in be-
sonderer Weise für die Analyse globaler 
Verflechtungen geeignet. Auf die hier 
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behandelten, heutigen kolonialen Ab-
hängigkeiten aufmerksam zu machen 
bedeutet deshalb auch, den Fokus der 
Analyse von Kolonialität der Macht auf 
die Verschiebungen zu richten, die sich 
in unserem Verständnis von Dependenz 
ergeben, wenn heutige kolonisierte Ge-
biete systematisch in Betracht gezogen 
werden. Dass etliche Überseeterritori-
en Europas und der USA heute forma-
le Kolonialverhältnisse bevorzugen, 
anstatt in eine partielle Unabhängig-
keit entlassen werden zu wollen, die 
ihnen zwar eine Flagge, jedoch kaum 
Autonomie zugesteht, macht deutlich, 
dass Dependenzen nicht punktuell auf-
gekündigt oder lediglich formell abge-
schafft werden können. Vielmehr sind 
sie nach Jahrhunderten der Kolonisie-
rung integrale Bestandteile einer von 
Kolonialität durchsetzten, verflochte-
nen Welt und somit nach wie vor ak-
tuell. Erst wenn politische, ökonomi-
sche, institutionelle und epistemische 
Asymmetrien durch umfassende Repa-
rationsmaßnahmen systematisch ange-
gangen werden und ein Bewusstsein für 
anhaltende Dependenzen im moder-
nen/kolonialen Weltsystem Politikdis-
kurse und Entwicklungsprojekte prägt 
und zur Allgemeinbildung gehört, wird 
Dekolonisierung zur globalen System-
transformation werden.

Literatur
Best Citizenship (2019): Citizenship by invest-

ment became cheaper after 2017. URL: 
https://best-citizenships.com/2019/10/ 
22/citizenship-by-investment-became- 
cheaper-after-2017/, Zugriff: 22.10.2019. 

Bhabha, Homi K. (1990): DissemiNation: time, 
narrative, and the margins of the modern 
nation. In: Bhabha, Homi (Hg.): Nation and 
Narration. London: 291-322. 

Boatcă, Manuela (2016): Kapital aus Staats-
bürgerschaft und die globale Strukturie-
rung des Nationalen. In: Bude, Heinz / 
Staab, Philipp (Hg.): Kapitalismus und 
Ungleichheit. Die neuen Verwerfungen. 
Frankfurt/M.: 137–153. 

–  (2019): Coloniality of Citizenship and Oc-
cidentalist Epistemology. In: Dversia. Son-
derheft Decolonial Theory & Practice in 
Southeast Europe. 3(19): 55-77. 

Bonilla, Yarimar (2015): Non-Sovereign Futures. 
French Caribbean Politics in the Wake of Disen-
chantment. Chicago. DOI: https://doi.org/ 
10.7208/chicago/9780226283951.001.0001. 

Cardoso, Fernando Henrique (1985): Estado 
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